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Stefan Middeldorf

Fahrtauglichkeit unter 
Schmerzmedikamenten

Zusammenfassung:  
Der Paragraph 2 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) definiert den maßgeblichen Anteil der 

Verantwortlichkeit für jeden Fahrzeugführer: Wer sich nicht sicher im Verkehr bewegen kann und 
eine Gefährdung für sich oder andere darstellt, muss auf das Führen eines Kraftfahrzeuges 

verzichten. Hierbei wird die Einnahme von Medikamenten nicht anders zu bewerten sein, als 
Symptome, die durch einen schweren grippalen Infekt oder eine Magen-Darm-Störung 

hervorgerufen werden. Die Beurteilung dauerhaft medikamentös mit Schmerzmitteln behandelter 
Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer hinsichtlich des Vermögens einer sicheren Teilnahme am 

Straßenverkehr ist komplex und bedarf unter Einschluss grundsätzlicher Überlegungen im Regelfall 
zudem eine einzelfallorientierte Betrachtung und ggf. auch Begutachtung. Dabei können die 

typischen unerwünschten Wirkungen der meisten Schmerzmedikamente, insbesondere WHO II 
und III, potenziell und in der Regel nur temporär, ebendiese Fahreignung in Frage stellen, auf der 

anderen Seite kann die Einnahme von Schmerzmitteln die Teilnahme am Straßenverkehr erst 
ermöglichen. Die Fahrtüchtigkeit kann insbesondere beeinträchtigt sein bei Eindosierung, 
Substanzwechsel, Dosiswechsel, Ergänzung von Komedikation und auch bei Absetzen von 

Substanzen. Hier kann eine Dauer von 2 Wochen für den Verzicht, ein Kraftfahrzeug zu führen, als 
sinnvoll angesehen werden. Der Anspruch an Sicherheit ist bei der Fahrerlaubnisgruppe 2 

(Berufskraftfahrer, Busfahrer, Fahrgastbeförderung) nochmals höher anzusetzen. Ein hohes Maß an 
charakterlicher Eignung wird in diesem Zusammenhang von der Verkehrsteilnehmerin/dem 

Verkehrsteilnehmer gefordert. Richtungsweisende Publikationen existieren hierzu aus der Feder der 
Arbeitsgruppe Beurteilungskriterien der Deutschen Gesellschaft für Verkehrspsychologie (DGVP).
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Einleitung
Dem Thema Fahrtauglichkeit unter 
Medikamenten wollen wir uns zu-
nächst historisch nähern, und dies 
zum einen bei der Betrachtung der 
Entwicklung von Kraftfahrzeugen 
und deren Einsatz, darüber hinaus be-
zugnehmend auf den Einfluss von Ge-
nussmitteln und Drogen, die vermut-
lich schon immer den Straßenverkehr, 
auch schon zu Zeiten von Pferden und 
Kutschen als Fortbewegungsmittel, 
beeinflusst haben.

Der Autopionier Karl Benz 
(1844–1929) hatte als erster Deutscher 
1888 eine Fahrerlaubnis. Dass es mit 

dem Führen eines Fahrzeugs nicht 
ganz einfach war, zeigt die Gründung 
der ersten deutschen Autolenkerschu-
le 1904 in Aschaffenburg. Zugelassen 
waren Männer ab 17 Jahren, das Mot-
to war: „Wider das unbesonnene Len-
ken“.

Natürlich gab es auch Versuche, 
die Gefährdungen, die der Straßenver-
kehr in sich trug, zu minimieren. Bei-
spiel hierfür ist der sog. Red Flag Act 
von 1865–1896 zur Vermeidung von 
Unfällen mit Dampfwagen in Groß-
britannien, diese durften maximal 
4 mph (Meilen pro Stunde), entspre-
chend 6,4 km/h fahren, innerorts so-

gar nur 2 mph. Zwei Personen hatten 
das Fahrzeug zu führen, vorangehen 
musste ein Fahnenträger mit einer ro-
ten Flagge. Trotzdem starben im Jahre 
1875 in Großbritannien 1589 Men-
schen in der Folge von Straßenver-
kehrsunfällen mit Dampfwagen und 
Lokomotiven.

Nun zeigen die Statistiken erfreuli-
cherweise einen kontinuierlichen 
Rückgang von Getöteten und Verletz-
ten im Straßenverkehr, was natürlich 
auch der zunehmenden Qualität und 
Vorhandensein von sicherheitsrele-
vanten Bauteilen zuzuschreiben ist, 
ebenso einen deutlichen Rückgang 
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von Verkehrsunfällen unter Alkohol-
genuss. 

Lassen Sie uns auch einen kurzen 
Blick auf Tempolimits lenken. So galt 
für das Jahr 1939 in Deutschland, dass 
PKW innerorts 60 km/h fahren durf-
ten, außerorts 10 km/h. 1953 wurden 
sämtliche Höchstgeschwindigkeiten 
aufgehoben, 1957 galt 50 km/h inner-
orts. Bis Anfang der siebziger Jahre galt 
außerhalb geschlossener Ortschaften 
auf für alle Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmer zugäng-
lichen Straßen, dass mit beliebiger Ge-
schwindigkeit gefahren werden durf-
te; zu einer Reduktion der Tempi führ-
ten im Weiteren Treibstoffeinsparun-
gen und die Einführung von Richt-
geschwindigkeiten. Der amerikani-
sche Fahrzeughersteller Tucker führte 
1948 den Zweipunktgurt ein, in An-
lehnung an Gurtsysteme aus den Flug-
zeugen, 1959 wurde der Dreipunkt-
gurt bei Volvo eingeführt, der Volvo 
PV 544 war der erste PKW mit serien-
mäßigem Dreipunktgurt. Es stimmt 
übrigens nicht, dass es den Airbag zu-
erst in der Mercedes S-Klasse W 126 
gab, sondern im 1974 Oldsmobil-Tor-
nado, somit in den USA.

Auf der anderen Seite ist die Ge-
schichte der Menschheit offensicht-
lich auch eng verwoben mit dem Ein-

satz von Drogen und Genussmitteln. 
Es gibt heute Hinweise aus der Wissen-
schaft, dass das Sesshaftwerden der 
Menschheit vor etwa 12.000 Jahren et-
was mit dem Anbau von Getreide zu 
tun haben könnte, was im Weiteren 
die Produktion von Gegorenem und 
Alkohol ermöglichte.

Das allgegenwärtige Opium, auch 
Mohnsaft genannt, wird und wurde 
durch Anritzen unreifer Samenkap-
seln des Schlafmohns und dessen 
Trocknung gewonnen. Bereits in der 
Antike und im Mittelalter wurde Opi-
um als Schmerzmittel und Bestandteil 
von Theriac und von Schlafschwäm-
men eingesetzt. Den Gebrauch 
schmerzstillender Pflanzen kannten 
Ägypter, Inder, Perser und Chinesen. 
Auch die Indianer setzten den Tabak 
als Narkotikum ein, die Inka setzten 
Coca-Extrakte zur Analgesie ein und 
um sich zu berauschen. Der immer 
wieder in diesem Zusammenhang 
auch beschriebene Schlafschwamm, 
lateinisch spongium somniferum, be-
inhaltete neben dem bereits genann-
ten Opium auch Alraunen-, Bilsen-
kraut- und Schierlingsauszüge als ge-
tränkter Badeschwamm. Die Herstel-
lung erfolgte durch Vollsaugen des 
Schwamms mit den alkaloidhaltigen 
Presssäften dieser Drogen, man trock-

nete den Schwamm an der Sonne oder 
an einem warmen Ort. Vor der Opera-
tion wurde der trockene Schwamm 
dann in warmes Wasser gelegt, bis er 
vollgesogen war. Er konnte mehrfach 
verwendet werden.

Auch das heute als hochschädli-
che Droge bekannte Crystal Meth gab 
es schon vor dem 2. Weltkrieg als Sti-
mulanz für Psyche und Kreislauf unter 
der Bezeichnung Pervitin. Es verbirgt 
sich hier als Substanz Methampheta-
min, die noch in den vierziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts erschöpften 
Hausfrauen in Pralinen gereicht wur-
de oder auch als sogenannte Panzer-
schokolade. 

In der Zusammenschau also eine 
unheilsame Melange aus dem 
Wunsch, möglich schnell von A nach 
B zu kommen, dabei aber offensicht-
lich ubiquitär vorhandene psychotro-
pe Substanzen.

Verkehrstüchtigkeit –  
Fahrtüchtigkeit –  
Fahreignung
Zunächst zu einer Begriffsklärung. 
Unter Fahrtauglichkeit versteht man 
die generelle geistige, körperliche und 
charakteristische Eignung zum siche-
ren Führen eines Kraftfahrzeuges. Nur, 
weil die genannten Voraussetzungen 

Fitness to drive under pain medication
Summary: Paragraph 2 of the Driving License Ordinance (FeV) defines the relevant share of responsibility for 
every vehicle driver: Those who cannot move safely in traffic and pose a risk to themselves or others must re-
frain from driving a motor vehicle. The taking of medication should not be assessed differently from symptoms 
caused by a severe flu-like infection or gastrointestinal disorder. The assessment of drivers who have been 
treated with painkillers on a long-term basis with regard to their ability to safely participate in road traffic is 
complex and, including fundamental considerations, generally also requires a case-by-case approach and, if 
necessary, an assessment. The typical undesirable effects of most pain medication, especially WHO II and III, 
can potentially and usually only temporarily put this fitness to drive into question. On the other hand, taking 
painkillers can make driving possible in the first place. The ability to drive can be impaired in particular when 
dosing, changing substances, changing doses, supplementing co-medication and also discontinuing sub-
stances. A period of 2 weeks for not driving a motor vehicle can be considered useful here. The requirement for 
safety is to be set even higher for driving license group 2, professional drivers, bus drivers, passenger transport. 
In this context, road users are required to have a high level of character aptitude. There are trend-setting pub-
lications penned by the assessment criteria working group of the German Society for Traffic Psychology 
(DGVP).
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einmal vorgelegen haben, muss das 
nicht dauerhaft der Fall sein. Um im 
Straßenverkehr ein Fahrzeug zu füh-
ren bzw. die Fahrerlaubnis zu besitzen, 
muss eine Person als fahrtauglich gel-
ten. Das bedeutet, dass die Wahrneh-
mung, das Reaktionsvermögen und 
die Aufmerksamkeit nicht durch psy-
chische oder physische Beeinträchti-
gungen eingeschränkt sein dürfen, so-
mit auch nicht durch unerwünschte 
Wirkungen von Medikamenten. 

Die Verkehrstüchtigkeit (auch 
Fahrtüchtigkeit, Fahrvermögen, Fahr-
tauglichkeit, Verkehrstauglichkeit) be-
zeichnet die Eignung zu einer sicheren 
Fortbewegung in räumlichen Dimen-
sionen. Fahreignung hingegen umfasst 
körperliche, geistige und charakter-
ähnliche Eignung von Kraftfahrzeug-
führerinnen und -führern. Dabei han-
delt es sich hierbei um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff. Nach Ertei-
lung der Fahrerlaubnis setzt man die 
Fahreignung als gegeben voraus. Ist sie 
jedoch aus medizinischen oder ande-
ren Gründen, z.B. der individuellen 
Verkehrsbiografie (vorliegende Ver-
kehrsdelikte) nachweislich nicht mehr 
gegeben, wird die Fahrerlaubnis entzo-
gen. Zur Nacherteilung kann ein Gut-
achten einer Begutachtungsstelle für 
Fahreignung (EPU) oder ein verkehrs-
medizinisches Gutachten gefordert 
werden. Zur Frage der Eignung finden 
sich Hinweise in § 2 Abs. 4 der Straßen-
verkehrsordnung (StVG): Geeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen ist, 
wer die notwendigen körperlichen und 
geistigen Anforderungen erfüllt und 
nicht erheblich oder nicht wiederholt 
gegen verkehrsrechtliche Vorschriften 
oder gegen Strafgesetze verstoßen hat. 

Medikamente und  
Straßenverkehr
Zu den wichtigen Medikamenten-
gruppen mit Auswirkung auf die Fahr-
tüchtigkeit gehören insbesondere zen-
tral wirksame Medikamente. Hierzu 
gehören:
• Schlaf- und Beruhigungsmittel
• Psychopharmaka, z.B. Antidepres-

siva
• Neuroleptika
• Antiallergika
• Analgetika
• Psychostimulanzien
Der Konsum von Schlaf- und Beruhi-
gungsmitteln hat in den vergangenen 

Jahren zugenommen. Grundsätzlich 
gilt bei Einnahme die Eigenverantwor-
tung, es kann allerdings die Kaskover-
sicherung bei selbstverschuldetem 
Unfall, ganz oder teilweise, leistungs-
frei sein, es drohen dann auch straf-
rechtliche Konsequenzen bis hin zur 
Entziehung der Fahrerlaubnis. 

Für Cannabis im Freizeitbereich 
liegt der Grenzwert bei 1 ng/ml Tetra-
hydrocannabinol (THC) im Blutse-
rum. Bei drogenbedingten Ausfallser-
scheinungen greift § 316 des Strafge-
setzbuches (StGB), hier drohen bis zu 
1 Jahr Freiheitsstrafe oder Geldstrafe, 
wenn man nach dem Konsum berau-
schender Mittel nicht in der Lage ist, 
das Fahrzeug sicher zu führen. Das gilt 
dann auch für medizinisches Canna-
bis. Als besonders ungünstig ist der 
gleichzeitige Genuss von Alkohol und 
Medikamenten zu bewerten. Aller-
dings gibt es auch Patientinnen- und 
Patientengruppen, die unter Umstän-
den erst durch die Einnahme von Me-
dikamenten ihre Fahrtauglichkeit 
wiedererlangen können, z.B. Diabetes-
kranke, Bluthochdruckkranke und 
Schmerzpatientinnen und -patienten. 
Insbesondere bei diesen Personen-
gruppen gilt, dass eine gute medika-
mentöse Einstellung und regelmäßige 
ärztliche Kontrollen Grundvorausset-
zung zum Führen eines Kraftfahrzeu-
ges sind.

Beipackzettel
Gebrauchsinformationen und Pa-
ckungsbeilage zu Arzneimitteln, auch 
Beipackzettel genannt, enthalten für 
die Patientinnen und Patienten wich-
tige Informationen, hauptsächlich 
zum Zweck und zur Anwendung des 
Arzneimittels, dann natürlich zur Art 
und Häufigkeit der Nebenwirkungen.

Den Beipackzetteln der am häu-
figsten eingesetzten Analgetika der 
Stufe II und III WHO, schwache und 
starke Opioide, darüber hinaus aber 
auch der gängiger Co-Analgetika wie 
z.B. Medikamente zur Behandlung 
neuropathischer Schmerzen oder 
auch Antidepressiva, sind nahezu uni-
sono Hinweise dahingehend zu ent-
nehmen, dass Aufmerksamkeit und 
Reaktionsvermögen beeinträchtigt 
sein können, dass durch die Einnah-
me das Bedienen von Maschinen oder 
elektrischen Werkzeugen ebenso be-
einträchtigt sein kann sowie das Füh-

ren von Autos oder anderen Fahrzeu-
gen. Zu häufigen unerwünschten Wir-
kungen zählen insbesondere Schwin-
del, Schläfrigkeit, Halluzinationen, 
Verwirrtheit, Beeinträchtigungen der 
Orientierung, Müdigkeit, Doppelbil-
dersehen und Trunkenheitsgefühl – 
sämtlich Zustandsbilder, die mit dem 
Führen eines Kraftfahrzeugs nicht ver-
einbar sind. 

Ebenso finden sich aber auch Hin-
weise darauf, dass mit verstärkten Be-
einträchtigungen insbesondere bei 
Behandlungsbeginn, Dosiserhöhung, 
Präparatewechsel sowie in Zusam-
menwirken mit Alkohol oder der Ein-
nahme von Beruhigungsmitteln zu 
rechnen ist. 

Auch bei Präparaten der Stufe 1 
WHO, z.B. Ibuprofen, ergaben sich 
Hinweise in Zusammenhang mit die 
Kognitionen beeinträchtigende uner-
wünschten Wirkungen. Dies gilt ins-
besondere für die hochdosierte Ein-
nahme und in Zusammenhang mit 
dem Genuss von Alkohol. Den Ge-
brauchsinformationen für Patientin-
nen und Patienten ist zu entnehmen, 
dass gelegentlich (bis zu 1 von 100 Be-
handelten) zentralnervöse Störungen 
wie Kopfschmerzen, Schwindel, 
Schlaflosigkeit, Erregung, Reizbarkeit 
oder Müdigkeit auftreten können. 
Fachinformationen formulieren hier 
überwiegend milder, bei gleichzeiti-
gem Konsum von Alkohol könnten 
wirkstoffbedingte Nebenwirkungen, 
insbesondere solche, die den Gas-
trointestinaltrakt oder das zentrale 
Nervensystem betreffen, verstärkt wer-
den. Eine Beeinträchtigung der Fahr-
tauglichkeit ist auch hier also nicht 
grundsätzlich auszuschließen. 

Begutachtungsleitlinien zur 
Kraftfahreignung
Die Begutachtungsleitlinien zur Kraft-
fahreignung [3], zuletzt publiziert am 
31.12.2019, online zu finden unter 
www.bast.de, stellen eine Zusammen-
stellung eignungsausschließender 
oder eignungseinschränkender kör-
perlicher und/oder geistiger Mängel 
zur Begutachtung der Kraftfahreig-
nung im Einzelfall dar. In ihnen wur-
den im Laufe der Zeit die Werke 
„Krankheit und Kraftverkehr“ und 
„Psychologische Gutachten Kraftfahr-
eignung“ zusammengeführt. Heraus-
geber ist die Bundesanstalt für Stra-
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ßenwesen (BASt), es geht in erster Li-
nie um die Sicherheit im Straßenver-
kehr. Die Gutachterin/der Gutachter 
hat anhand der Leitlinien die Kom-
pensationsfrage zu prüfen auch zu der 
Frage, ob ein stabiles Leistungsniveau 
und die Beherrschung von Belas-
tungssituationen nachweislich ist, 
oder ob ein plötzliches Versagen der 
Leistungsfähigkeit zu erwarten ist. Bei 
der Kraftfahreignung wird davon aus-
gegangen, dass eine Betroffene/ein Be-
troffener ein Kraftfahrzeug nur dann 
nicht sicher führen kann, wenn auf-
grund des individuellen körperlich-
geistigen (psychischen) Zustandes 
beim Führen eines Kraftfahrzeugs Ver-
kehrsgefährdung zu erwarten ist. 

Fahrerlaubnisgruppen
Gruppe 1: Führer von Fahrzeugen 

der Klassen A, A1, 2, B, BE, AM, L, T 
(z.B. Mopeds, Kraft- und Leicht-
krafträder, land- und forstwirt-
schaftliche Zugmaschinen, Fahr-
zeuge bis 3,5 t und Motorräder)

Gruppe 2: Führer von Fahrzeugen 
der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, 

D1E und die Erlaubnis zur Fahr-
gastbeförderung (FZF) (z.B. Lastwa-
gen und Busse, Fahrgastbeför-
derung, Fahrzeuge über 3,5 t)

Ausführlich werden in den genannten 
Schriften, die in Abständen aktuali-
siert werden, das Thema Alkoholmiss-
brauch, Abhängigkeit, Sucht (Abhän-
gigkeit) und Intoxikationszustände, 
Betäubungsmittel und Arzneimittel, 
dann auch die Dauerbehandlung mit 
Arzneimitteln behandelt. 

Zu Sucht- und Intoxikations-
zuständen gelten dahingehende Leit-
sätze, dass, wer Betäubungsmittel im 
Sinne des Betäubungsmittelgesetzes 
(BtMG) nimmt oder von ihnen ab-
hängig ist, nicht in der Lage ist, den 
gestellten Anforderungen dem Führen 
von Kraftfahrzeugen bei beiden Grup-
pen gerecht zu werden. Dies gilt nicht, 
wenn die Substanz aus der bestim-
mungsgemäßen Einnahme eines für 
einen konkreten Krankheitsfall ver-
schriebenen Arzneimittels herrührt.

Für die Dauerbehandlung mit 
Arzneimitteln gilt, dass bei nach-
gewiesener Intoxikation und anderen 

Wirkungen von Arzneimitteln, die 
die Leistungsfähigkeit zum Führen ei-
nes Kraftfahrzeugs beeinträchtigen, 
bis zu deren völligem Abklingen, die 
Voraussetzungen zum Führen von 
Kraftfahrzeugen bei beiden Gruppe 
nicht gegeben ist. Werden Krankhei-
ten und Krankheitssymptome mit 
höheren Dosen psychoaktiver Mittel 
behandelt, so können unter Umstän-
den Auswirkungen auf das sichere 
Führen von Kraftfahrzeugen erwartet 
werden und zwar unabhängig davon, 
ob das Grundleiden sich noch auf die 
Anpassungs- und Leistungsfähigkeit 
eines Betroffenen auswirkt oder nicht 
[4].

Die Beurteilung der Anpassung- 
und Leistungsfähigkeit einer Kraftfah-
rerin/eines Kraftfahrers an die Erfor-
dernisse beim Führen eines Kraftfahr-
zeuges muss in jedem Falle sehr diffe-
renziert gesehen werden. Vor allem ist 
zu beachten, dass eine ganze Reihe 
von Erkrankungen, die von sich aus 
die Voraussetzungen zum Führen von 
Kraftfahrzeugen ausschließen kön-
nen, durch Arzneimittelbehandlung 

Abbildung 1 Getötete und Verletzte im Straßenverkehr 1999–2019, DVR 
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soweit gebessert oder sogar geheilt 
werden, dass erst durch die Behand-
lung die Voraussetzungen zum Führen 
von Kraftfahrzeugen wieder erreicht 
werden können. Entscheidend für die 
Beurteilung ist aber, ob eine Arznei-
mitteltherapie, insbesondere auch die 
Dauertherapie, zu schweren und für 
das Führen von Kraftfahrzeugen we-
sentlichen Beeinträchtigungen der 
psycho-physischen Leistungssysteme 
führt. Medikamentöse Behandlun-
gen, in deren Verlauf erhebliche uner-
wünschte Wirkungen wie Verlang-
samung und Konzentrationsstörun-
gen auftreten, schließen die Eignung 
in jedem Fall aus. Ob solche Intoxika-
tionen vorliegen, wird vor allem dann 
zu prüfen sein, wenn ein chronisches 
Grundleiden zu behandeln ist, dass 
mit Schmerzen oder starken vegetati-
ven Beschwerden einhergeht, auch 
chronische Kopfschmerzen, Trigemi-
nusneuralgie, Phantom-Schmerzen, 
Schlafstörungen usw.

Von Bedeutung sind in diesem Zu-
sammenhang aber nicht nur 
Schmerzmittel, Schlaf- und Beruhi-
gungsmittel, Antikonvulsiva, Neuro-
leptika und Antidepressiva oder Anti-
allergika, bei denen im Falle des Auf-
tretens von Intoxikationserscheinun-
gen qualitativ vergleichbare Gefah-
rensymptome zu berücksichtigen 
sind, sondern auch andere zur Dauer-
behandlung eingesetzte Stoffe mit an-

deren gefährlichen Nebenwirkungen 
bzw. Intoxikationssymptomen. 

Allgemein ist bei der Behandlung 
mit Arzneimitteln in der Initialphase 
eine besonders sorgfältige ärztliche 
Überwachung notwendig, auch später 
muss die ärztliche Führung der Thera-
pie sichergestellt und je nach Fall in 
angemessenen Zeitabständen nach-
gewiesen werden [5].

Zu den verkehrswirksamen Medi-
kamenten werden zum einen Analge-
tika (Opioide) aufgeführt. Hier wird ei-
ne Gefährdung durch starke Analgesie, 
Sedierung, ggf. Entzugssymptome, 
Stimmungs- und Antriebsänderung, 
Veränderung der kognitiven und sen-
sorischen Leistungsfähigkeit beschrie-
ben, Risiko Grad ++ bis ++++. Bei den 
nicht-opioiden Analgetika wird kon-
statiert, dass es sich um das an sich un-
bedenkliche Monopräparat handelt, 
bei denen ggf. Kopfschmerzen, Übel-
keit, Schwindel, Gefährdung durch 
Mischpräparate mit Barbituraten oder 
Koffein oder Alkoholkonsum auftreten 
können, Risiko Grad 0 bis +++. Bei den 
Neuroleptika wird eine Gefährdung 
durch Dämpfung, Antriebsvermin-
derungen, Störung der Koordination 
und Psychomotorik konstatiert, Risiko 
Grad + bis ++++; bei den Antidepressi-
va Gefährdung durch Antriebssteige-
rung oder -dämpfung, zentral nervöse 
Begleiterscheinungen, Erniedrigung 
der Krampfschwelle, Risiko Grad +++ 

bis ++++. Bei den Antiepileptika, wie 
sie auch zur Behandlung neuropathi-
scher Schmerzen eingesetzt werden, 
Gefährdung durch Beeinträchtigung 
zentralnervöse Funktion und Sedie-
rung, Risiko Grad ++ bis +++. 

Bei den Beurteilungshinweisen 
heißt es weiterhin, dass grundsätzlich 
die Beurteilung folgende Ansätze be-
rücksichtigen muss [6]:
1. Liegt eine mögliche verkehrsrele-

vante Erkrankungen vor, bei der 
unbehandelt die Voraussetzungen 
zum sicheren Führen eines Kraft-
fahrzeugs nicht gegeben sind?

2. Ist durch eine medikamentöse 
Dauerbehandlung die Krankheits-
symptomatik abgeschwächt oder 
kompensiert, sodass unter Berück-
sichtigung der Leitsätze zur Grund-
erkrankung die Voraussetzungen 
zur sicheren Teilnahme am Stra-
ßenverkehr verbessert sind?

3. Erfolgt die Medikamenteneinnah-
me überwacht und ärztlich indi-
ziert, so dass ein mögliches Intoxi-
kationsrisiko vermindert oder aus-
geschlossen ist?

4. In welcher Phase der Medikamen-
teneinstellung befindet sich der 
Untersuchte? (Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, dass sich die Phase 
der Neueinstellung, Umstellung 
oder das Ausschleichen einer Medi-
kamentendosis oftmals als kritisch 
darstellen)

Abbildung 2 Medikamenteneinnahme in der Bevölkerung

A
bb

. 2
: F

or
sa

-G
es

el
ls

ch
af

t f
ür

 S
oz

ia
lfo

rs
ch

un
g 

un
d 

st
at

is
tis

ch
e 

A
na

ly
se

n 
m

bH
, E

r-
he

bu
ng

 2
01

5,
 A

D
AC

 e
.V

. 2
/2

02
1 

[2
]



228

© Deutscher Ärzteverlag | OUP | Orthopädische und Unfallchirurgische Praxis | 2023; 12 (5)

5. Liegen eine Compliance und 
Kenntnis der Erkrankung vor, die 
ein Gefährdungspotenzial durch 
Teilnahme am Straßenverkehr 
nicht überdurchschnittlich hoch 
erscheinen lassen?

6. Liegen bei ärztlich verordneter Me-
dikation psycho-physische Leis-
tungseinbußen oder Nebenwirkun-
gen mit verkehrsrelevanten Auswir-
kungen vor?

7. Können ggf. festgestellte Einschrän-
kungen der Leistungsfähigkeit 
kompensiert werden?

Der Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenverkehr 
(Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV § 2 
eingeschränkte Zulassung) ist u.a. zu 
entnehmen: Wer sich in Folge körper-
licher oder geistiger Beeinträchtigung 
nicht sicher im Verkehr bewegen 
kann, darf am Verkehr nur teilneh-
men, wenn Vorsorge getroffen ist, dass 
er andere nicht gefährdet. Die Pflicht 
zur Vorsorge, namentlich durch das 
Anbringen geeigneter Einrichtungen 
an Fahrzeugen, durch den Ersatz feh-
lender Gliedmaßen mittels künst-
licher Glieder, durch Begleitung oder 
durch das Tragen von Abzeichen oder 
Kennzeichen, obliegt der Verkehrsteil-
nehmerin/dem Verkehrsteilnehmer 
selbst oder einer/einem für ihn Ver-
antwortlichen. 

Für akute, vorübergehende, sehr 
selten vorkommende oder nur kurz-
zeitig anhaltende Erkrankungen wie 
grippale Infekte, akute infektiöse Ma-
gen-Darm-Störungen, aber auch Mi-
gräne, Heuschnupfen, Asthma etc., ist 
es dem Verantwortungsbewusstsein 
jeder Verkehrsteilnehmerin/jedes Ver-
kehrsteilnehmers aufgegeben, durch 
kritische Selbstprüfung festzustellen, 
ob sie/er unter den jeweils gegebenen 
Bedingungen noch am Straßenver-
kehr, insbesondere am motorisierten 
Straßenverkehr teilnehmen kann. Ei-
ne risikoarme Verkehrsteilnahme ist 
bei bedingter Eignung nur dann ge-
währleistet, wenn die betreffende 
Kraftfahrerin/der betreffende Kraft-
fahrer die erforderliche Sensibilität, 
Kritikfähigkeit und die nötige Zuver-
lässigkeit besitzt, um die geforderte 
Verfügbarkeit in der notwendigen 
kompensatorischen Funktion für eine 
situationsangepasste Leistung auf-
recht zu erhalten und einsetzen zu 
können, d.h. die Regeln des Straßen-

verkehrs und die Auflagen und Be-
schränkungen der Fahrerlaubnis zu 
beachten.

Psychische Leistungsmängel kön-
nen sich folgendermaßen auswirken:
Optische Informationen werden in 
ihrem Bedeutungsgehalt nicht ausrei-
chend schnell und sicher wahr-
genommen.

Die Zielorientierung im jeweiligen 
optischen Umfeld, d.h. im Verkehrs-
raum, gelingt nicht oder nicht sicher 
oder nur mit einem so deutlich erhöh-
ten Zeitaufwand, dass daraus in der 
konkreten Verkehrssituation eine Ge-
fährdung entstehen würde.

Die Konzentration ist zeitweilig 
oder dauernd gestört in der Weise, 
dass die jeweils anstehende Fahraufga-
be aufgrund von Abgelenktsein oder 
Fehldeutungen verkannt oder fehler-
haft ausgelöst wird.

Die Aufmerksamkeitsverteilung ist 
unzulänglich, weil nur ein Teilbereich 
der für die Kraftfahrerin/den Kraftfah-
rer bedeutsamen Informationen er-
fasst wird und/oder bei Situations-
wechsel, z.B. nach einer Phase der Mo-
notonie, neue Information der Auf-
merksamkeit entgeht.

Die Aufmerksamkeitsbelastbarkeit 
ist zu gering, weil es unter Stress oder 
noch länger andauernder Beanspru-
chung zu fehlerhaften Wahrnehmun-
gen, Interpretationen oder Reaktio-
nen kommt.

Notwendige motorische Reaktio-
nen setzen zu spät ein und/oder wer-
den stark verzögert ausgeführt.

Reaktionen erfolgen unsicher, 
eventuell vorschnell und situations-
unangemessen oder werden unpräzi-
se, motorisch ungeschickt, überschie-
ßend oder überhastet durchgeführt.

Die psychischen Leistungen sind 
instabil in dem Sinne, dass die erfor-
derliche Ausgewogenheit zwischen 
Schnelligkeit und Sorgfaltsleistung 
fehlt.

Zu geeigneten Auflagen und Be-
schränkungen gehören, dass die Fahr-
tätigkeit nur unter bestimmten Auf-
lagen ausgeübt werden darf, z.B. Ein-
haltung einer Höchstgeschwindigkeit, 
Fahren nur innerhalb festgelegter 
Lenkzeiten, die Fahrtätigkeit wird nur 
innerhalb eines begrenzten Umkreises 
gestartet oder die Fahrtätigkeit wird 
auf eine bestimmte Fahrzeugart oder 
ein bestimmtes Fahrzeug einge-

schränkt, z.B. auf Fahrzeuge mit einer 
bauartbedingten reduzierten Höchst-
geschwindigkeit. 

Das Straßenverkehrsgesetz regelt, 
dass das Verfahren unter Einfluss be-
stimmter Substanzen – darunter auch 
Cannabis – als Ordnungswidrigkeit 
geahndet wird. Dies gilt aber nicht, 
wenn der Wirkstoff ordnungsgemäß 
als verschriebenes Medikament einge-
nommen wird. Diese Ausnahme ist 
begründet, weil ein Wirkstoff bei der 
Einnahme zur Therapie einer Erkran-
kung nicht genau so wirkt wie bei ei-
nem Gesunden und die Einnahme zu-
dem regelmäßig und unter ärztlicher 
Kontrolle erfolgt. Jedoch ist nicht jede 
Patientin/jeder Patient mit Medikati-
on grundsätzlich und jederzeit fahr-
sicher. Für die Verkehrssicherheit ist es 
unerlässlich, dass jede Patientin/jeder 
Patient selbstständig und eigenverant-
wortlich prüft, ob eine sichere Teil-
nahme am Straßenverkehr möglich 
ist. Ärztinnen und Ärzte, Apotheke-
rinnen und Apotheker und Arznei-
mittelhersteller sind verpflichtet, ent-
sprechende Informationen bereit-
zustellen und die Patientinnen und 
Patienten zu beraten, denn nur dann 
können sie verantwortlich handeln. 

Hinweise zu Beratung und Aufklä-
rung finden sich auf den Seiten des 
ADAC [7] und denen des ärztlichen 
Zentrums für Qualität in der Medizin 
(äzq) [8].

Aufklärungspflicht
Grundsätzlich gebietet die strafrecht-
lich nach Paragraph 203 Strafgesetz-
buch (StGB) sanktionierte Schwei-
gepflicht der Ärztin/dem Arzt, zu-
nächst das Gespräch mit seiner Pa-
tientin/seinem Patienten zu suchen 
und diese/diesen über die Gefahren 
des Autofahrens vor dem Hinter-
grund des jeweiligen temporären Ge-
sundheitszustandes aufzuklären. Die 
Ärztin/der Arzt kommt damit auch 
seiner Informations- und Aufklä-
rungsverpflichtung (§§ 630 c Abs. 
2,630 e Abs. 1 BGB, sog. Sicherungs-
aufklärung) nach. Das ärztliche 
„Fahrverbot“ besitzt gegenüber den 
Patientinnen und Patienten aller-
dings keine rechtliche Bindungswir-
kung, sondern führt für die Patien-
tinnen und Patienten nur dazu, dass 
ein gegen die Anweisung der Ärztin/
des Arztes verstoßendes Verhalten als 
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grob fahrlässig oder sogar vorsätzlich 
einzustufen ist, was z.B. zu einem Ver-
lust der Deckung in der KFZ-Haft-
pflichtversicherung im Falle eines 
Unfalls führen kann. Unterlässt die 
Ärztin/der Arzt es, seine Patientinnen 
und Patienten über mögliche Auswir-
kungen von Medikamenten auf die 
Fahrtüchtigkeit zu informieren, bzw. 
kann sie/er dies im Schadensfall 
nicht nachweisen, kann sich hieraus 
auch eine eigene Haftung der Ärztin/
des Arztes für etwaige Unfälle der Pa-
tientin/des Patienten ergeben (ver-
gleiche LG Konstanz, Urteil vom 14. 
April 1972, Aktenzeichen 5 0 74/72). 
Es besteht die Möglichkeit, Meldung 
an die Fahrerlaubnisbehörde oder bei 
der Polizei zu machen.

Fahreignungsprüfung
Zu den Methoden der Eignungsprü-
fung gehört zum einen die Erstellung 
des Gutachtens einer Fachärztin/eines 
Facharztes mit verkehrsmedizinischer 
Qualifikation nach FeV (Privatgutach-
ten auf eigene Kosten), die medizi-
nisch-psychologische Untersuchung 
(MPU), eine praktische Fahrverhal-
tensprobe durch eine Fahrprüferin/ei-
nen Fahrprüfer, die neuropsychologi-
sche Testung, z.B. im Rahmen einer 
ambulanten oder stationären Behand-
lung; auch stehen verschiedene Un-
tersuchungsstellen an Straßenver-
kehrsämtern, TÜV, Dekra und wei-
teren Begutachtungsstellen für die 
Überprüfung der Fahreignung zur Ver-
fügung. 

Aspekte der Testung sind im We-
sentlichen die Belastbarkeit, Orientie-
rungsleistung, Konzentrationsleis-
tung, Aufmerksamkeitsleistung und 
Reaktionsfähigkeit.

Fahrtauglichkeit unter  
Antidepressiva
Unterschieden wird hier zwischen tri- 
und tetrazyklischen Antidepressiva 
(z.B. Amitriptylin, Doxepin, Opipra-
mol, Imipramin, Maprotilin, Mianse-
rin, Nortriptylin, Clomopramin) bzw. 
den selektiven Serotonin-Wiederauf-
nahmehemmern (SSRI) (z.B. Citalo-
pram, Fluoxetin, Fluvoxamin, Paroxe-
tin, Sertralin). Bei der ersten Gruppe 
sollte das Führen von Fahrzeugen zu-
mindest während der ersten 10–14 Ta-
ge der Behandlung unterbleiben we-
gen der möglichen Einschränkungen 

des Reaktionsvermögens. Besonders 
zu Behandlungsbeginn ist mit Müdig-
keit, Benommenheit, Schwindel, or-
thostatischer Hypotonie und Tachy-
kardie zu rechnen. In der zweiten 
Gruppe wird davon ausgegangen, dass 
wegen der eher aktivierenden Effekte 
in der Regel keine Leistungsbeein-
trächtigungen zu erwarten sind. Aller-
dings ist besonders zu Behandlungs-
beginn mit Unruhe, Übelkeit und 
Schlafstörungen zu rechnen. Im Vor-
dergrund steht auch daher die Selbst-
beobachtung. Vor allem in der An-
fangsphase und in der Kombination 
mit anderen Medikamenten ist äu-
ßerste Vorsicht geboten. Der Alkohol-
verzicht ist besonders ernst zu neh-
men [9].

Cannabis als Medizin
Wer regelmäßig, täglich oder ge-
wohnheitsmäßig, Cannabis kon-
sumiert, ist in der Regel nicht in der 
Lage, den gestellten Anforderungen 
zum Führen von Kraftfahrzeugen bei-
der Gruppen gerecht zu werden. Aus-
nahmen sind nur in seltenen Fällen 
möglich, wenn eine hohe Wahr-
scheinlichkeit gegeben ist, dass Kon-
sum und Fahren getrennt werden 
und wenn keine Leistungsmängel 
vorliegen. Wer gelegentlich Cannabis 
konsumiert, ist in der Lage, den ge-
stellten Anforderungen zum Führen 
von Kraftfahrzeugen beider Gruppen 
gerecht zu werden, wenn er Konsum 
und Fahren trennen kann, wenn kein 
zusätzlicher Gebrauch von Alkohol 
oder anderen psychoaktiv wirkende 
Stoffen und wenn keine Störung der 
Persönlichkeit vorliegen [10].

Am 4. Mai 2016 beschloss die Bun-
desregierung das „Cannabis-als-Medi-
zin-Gesetz“, das nach Anhörung im 
Gesundheitsausschuss und Modifika-
tionen in endgültiger Lesung im Bun-
destagsplenum am 19. Januar 2017 
einstimmig von allen im Bundestag 
vertretenen Parteien verabschiedet 
wurde. Festgelegt wurde, dass Canna-
bis-Patientinnen und -Patienten hin-
sichtlich der Teilnahme am Straßen-
verkehr genauso zu behandeln seien, 
wie andere Patientinnen und Patien-
ten, die unter einer Dauermedikation 
stehen bzw. ein psychoaktives Arznei-
mittel verordnet bekommen haben. 
Grundsätzlich dürfen Patientinnen 
und Patienten am Straßenverkehr teil-

nehmen, soweit sie aufgrund der Me-
dikation nicht in ihrer Fahrtüchtig-
keit beeinträchtigt sind, d.h. sie müs-
sen in der Lage sein, ein Fahrzeug si-
cher zu führen. Dabei gilt die gleiche 
Rechtslage wie bei anderen Medika-
menten wie z.B. bei Opioid-Verschrei-
bungen. Bei einem Verstoß droht eine 
Strafbarkeit nach § 316 des Strafgesetz-
buches (StGB). Den Cannabis-Patien-
tinnen und -Patienten droht keine 
Sanktionierung gemäß § 24 a Abs. 2 
des Straßenverkehrsgesetzes (StVG), 
wenn Cannabis aus bestimmungs-
gemäßer Einnahme eines für einen 
konkreten Krankheitsfall verschriebe-
nen Arzneimittels herrührt.

Auf der anderen Seite stellt die stän-
dige Arbeitsgruppe Beurteilungskrite-
rien der Deutschen Gesellschaft für Ver-
kehrspsychologie (DGVP) fest, dass es 
sich bei Cannabis als Medizin um ein 
Betäubungsmittel handelt. Es bestehen 
kaum evidenzbasierte Empfehlungen 
zur Therapie, außer den seit Jahren be-
kannten Empfehlungen. Ebenso ist ak-
tuell nicht davon auszugehen, dass eine 
eindeutige Konzentrations-Wirkungs-
Beziehung besteht, dies gilt insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Darrei-
chungsform als Blüten. Zu den Kontra-
indikationen gehören Suchterkrankun-
gen, schwere Persönlichkeitsstörungen 
und Psychosen. Als häufige Nebenwir-
kungen werden Schwindel, Müdigkeit, 
Gleichgewichts-, Aufmerksamkeits- 
und Gedächtnisstörungen, Desorien-
tierung, Schläfrigkeit und Sehprobleme 
genannt.

Weiterhin stellte die Arbeitsgrup-
pe fest: Das Verkehrsrisiko unter Can-
nabiseinfluss hängt ab von …
• der Motivation des Konsums und 

der Wirkungserwartung, weniger 
vom Wirkstoffspiegel

• der allgemeine psycho-physischen 
Leistungsfähigkeit

• der spezifischen Wirkung vor dem 
Hintergrund der Auswirkungen der 
Vorerkrankung

• der Toleranz und Gewöhnung
• der Anpassungsbereitschaft der 

Person und der Bereitschaft zu risi-
kovermeidendem Verhalten 

• der Wahrnehmung und Beurtei-
lung riskanter Verkehrssituation.

Dabei wird von der Arbeitsgruppe eine 
Grundhypothese formuliert:

Der Klient nimmt Cannabismedi-
kamente oder -blüten zuverlässig 
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nach der ärztlichen Verordnung ein. 
Es sind keine dauerhaften Auswir-
kungen auf die Leistungsfähigkeit 
festzustellen und die Grunderkran-
kung bzw. die vorliegende Sympto-
matik weisen keine verkehrsmedizi-
nisch relevante Ausprägung auf, die 
eine sichere Verkehrsteilnahme be-
einträchtigen. Es ist nicht zu erwar-
ten, dass der Klient in Situationen, in 
denen seine Fahrsicherheit durch 
Auswirkungen seiner Erkrankung 
oder der Medikation beeinträchtigt 
ist, am Straßenverkehr teilnehmen 
wird.

Bedenken, ob diese Annahme zu-
trifft, entstehen insbesondere:
• wenn Hinweise auf früheren oder 

aktuellen Missbrauch oder auf Ab-
hängigkeit von Cannabis oder an-
deren Psychotropensubstanzen 
(inkl. Alkohol) vorliegen

• wenn eine akute weitere als die ggf. 
derzeit behandelte psychiatrische 
Erkrankung oder relevante Persön-
lichkeitsstörung schon bekannt 
sind

• wenn Hinweise auf psychotische 
Erkrankungen aus dem schizophre-
nen Formenkreis in der Vergangen-
heit vorliegen

• wenn Cannabiskonsum regel-
mäßig bereits im jugendlichen Al-
ter (Adoleszenz) stattgefunden hat

• wenn eine Verkehrsauffälligkeit 
vorliegt, die im Zusammenhang 
mit der Einnahme von Cannabis-
medikamenten oder anderen psy-
choaktiven Substanzen steht

• bei Komorbidität oder zusätzlicher 
Einnahme von zentralwirksamen 
Arzneimitteln.

Zu den Inhabern bzw. Bewerbern für 
die Fahrerlaubnis der Gruppe 2 gehö-
ren Berufskraftfahrer, auch die Fahr-
erlaubnis zur Fahrgastbeförderung ist 
hier zu finden. Diese Inhalte der Tätig-
keit stellen besondere Anforderungen 
an die Ausübung, auch finden sich in 
der Regel individuelle Umstände der 
Verkehrsteilnahme, z.B. lange Fahr-
ten, nachts, keine selbstbestimmten 
Fahrzeiten.

Diese erhöhten Anforderungen 
werden bei gleichzeitig vorliegender 
„schwerwiegende Erkrankung“ – diese 
ist ja eine wesentliche Voraussetzung 
für die Behandlungsindikation für die 
Cannabismedikation – in der Regel 
nicht zu erfüllen sein.

Zusammenfassung
Die Beurteilung dauerhaft medika-
mentös mit Schmerzmitteln behan-
delter Kraftfahrerinnen und Kraftfah-
rer hinsichtlich des Vermögens einer 
sicheren Teilnahme am Straßenver-
kehr ist komplex und bedarf unter 
Einschluss grundsätzlicher Über-
legungen im Regelfall zudem einer 
einzelfallorientierten Betrachtung 
und ggf. auch Begutachtung. Es geht 
um die Zusammenschau der persönli-
chen Krankheitsgeschichte unter 
Würdigung der Medikamentenanam-
nese, der möglichen Leistungsbeein-
trächtigungen und individuellen 
Kompensationsmöglichkeiten im 
Hinblick auf ein mögliches Gefähr-
dungspotenzial. Einerseits kann 
durch therapeutisch verabreichte Me-
dikamente die psycho-physische Leis-
tungsfähigkeit des Erkrankten in ver-
kehrsgefährdender Weise soweit ver-
ändert sein, dass daraus ein erhöhtes 
individuelles Verkehrsrisiko resultiert. 
Auf der anderen Seite kann die Ein-
nahme von Schmerzmitteln die Teil-
nahme am Straßenverkehr erst ermög-
lichen. Basis ist sicherlich zunächst ei-
ne korrekte medikamentöse Einstel-
lung und immer auch die Frage, ob die 
medikamentöse Behandlung zwin-
gend und weiterhin erforderlich ist, 
auch unter Berücksichtigung ein-
schlägiger Leitlinien, wie LONTS 
(Langzeitanwendung von Opioiden 
bei chronisch nicht-tumorbedingten 
Schmerzen). 

Der/Dem behandelnden und die 
Medikamente verordnenden Ärztin/
Arzt kommt hohe Verantwortung zu, 
auch in Bezug auf Aufklärung und 
Kontrolle im Verlauf. Wichtig ist ins-
besondere, die Patientinnen und Pa-
tienten auf die in der Regel notwendi-
ge Alkoholkarenz hinzuweisen. Die 
Fahrtüchtigkeit kann insbesondere 
beeinträchtigt sein bei Eindosierung, 
Substanzwechsel, Dosiswechsel, Er-
gänzung von Komedikation und auch 
Absetzen von Substanzen. Hier kann 
eine Dauer von 2 Wochen für den Ver-
zicht, ein Kraftfahrzeug zu führen, als 
sinnvoll angesehen werden. Das Me-
dikamentenprivileg von Cannabis als 
Medizin ist darüber hinaus nicht an-
ders zu behandeln als der Einsatz und 
die Betrachtung von Opiaten. Bei der 
Kraftfahreignung wird davon aus-
gegangen, dass eine Betroffene/ein Be-

troffener ein Fahrzeug dann sicher 
führen kann, wenn die hinreichenden 
körperlich-geistigen Voraussetzungen 
vorliegen bzw. nicht durch uner-
wünschte Wirkungen von Medika-
menten maßgeblich beeinträchtigt 
sind. Der Anspruch auf Sicherheit ist 
bei der Fahrerlaubnisgruppe 2 – Be-
rufskraftfahrer, Busfahrer, Fahrgast-
beförderung – nochmals höher anzu-
setzen.

Richtungsweisende Publikationen 
existieren hierzu aus der Feder der Ar-
beitsgruppe Beurteilungskriterien der 
Deutschen Gesellschaft für Verkehrs-
psychologie (DGVP). Paragraph 2 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) defi-
niert dabei den maßgeblichen Anteil 
der Verantwortlichkeit: Wer sich nicht 
sicher im Verkehr bewegen kann und 
eine Gefährdung für sich oder andere 
darstellt, muss auf das Führen eines 
Kraftfahrzeuges verzichten. Hierbei 
wird die Einnahme von Medikamen-
ten nicht anders zu bewerten sein, als 
Symptome, die durch einen schweren 
grippalen Infekt oder eine Magen-
Darm-Störung hervorgerufen werden. 
Ein hohes Maß an charakterlicher Eig-
nung wird in diesem Zusammenhang 
von der Verkehrsteilnehmerin/vom 
Verkehrsteilnehmer gefordert.
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